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Liebe Kolleginnen und Kollegen  
 

Wer in diesen Tagen die öf-
fentliche Debatte verfolgt, 
könnte den Eindruck gewin-
nen, das Berufsbeamten-
tum müsse sich ständig 
rechtfertigen. Kaum eine 
Diskussion über staatliche 
Finanzen, Bürokratieabbau 
oder Verwaltungsmoderni-
sierung kommt ohne pau-

schale Kritik am öffentlichen Dienst aus. Dabei wird 
häufig übersehen, dass es die Beamtinnen und Be-
amten sind, die das Funktionieren unseres Ge-
meinwesens Tag für Tag gewährleisten – in den Fi-
nanzämtern, Schulen, der Polizei, der Justiz oder 
den Bürgerämtern. 
Gerade in Zeiten gesellschaftlicher und wirtschaft-
licher Unsicherheit zeigt sich der Wert eines leis-
tungsfähigen öffentlichen Dienstes. Der Staat be-
steht aus Menschen, die Verantwortung überneh-
men, Recht und Gesetz umsetzen und den Bürge-
rinnen und Bürgern als Ansprechpartner dienen. 
Das gilt besonders für die Kolleginnen und Kolle-
gen der Steuerverwaltung. Sie sichern mit ihrer Ar-
beit die finanziellen Grundlagen unseres Gemein-
wesens und leisten damit einen unverzichtbaren 
Beitrag für Bildung, Sicherheit, Infrastruktur und 
sozialen Zusammenhalt. 
Umso bedauerlicher ist es, wenn das Berufsbeam-
tentum immer wieder Gegenstand vereinfachender 
oder populistischer Debatten wird. Beamtinnen 
und Beamte werden als Kostenfaktor dargestellt, 
ihre Besoldung und Versorgung infrage gestellt 
und ihre Motivation angezweifelt. Dabei wird über-
sehen, dass der Staat ihnen gegenüber eine be-
sondere Fürsorgepflicht trägt. Das Alimentations-
prinzip ist kein Privileg, sondern ein tragender Ver-
fassungsgrundsatz zur Sicherung der Funktionsfä-
higkeit und Unabhängigkeit des öffentlichen Diens-
tes. 
Diese Grundsätze sind insbesondere in Berlin auf 
eine harte Probe gestellt worden. Die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zur amtsan-
gemessenen Alimentation hat deutlich gemacht, 
dass die Besoldung der Berliner Beamtinnen und 
Beamten über Jahre hinweg nicht den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen entsprach. Das 
hat Vertrauen in die Verlässlichkeit des Dienst-
herrn gekostet. 
 
 

 
Auch die öffentlichen Äußerungen des Berliner Fi-
nanzsenators Stefan Evers haben Diskussionen 
ausgelöst. Positiv ist, dass er eine zügige Umset-
zung der Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts angekündigt hat. Aussagen über 
langwierige Nachzahlungsverfahren und die Kon-
zentration auf Ansprüche von Widerspruchsführen-
den haben jedoch bei vielen Kolleginnen und Kol-
legen den Eindruck hinterlassen, finanzielle Erwä-
gungen würden erneut stärker gewichtet als be-
rechtigte Interessen der Betroffenen. 
Natürlich kennen wir die schwierige Haushaltslage 
Berlins. Haushaltsprobleme dürfen jedoch nicht 
dazu führen, dass verfassungsrechtliche Verpflich-
tungen relativiert werden. Die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes sind keine beliebige Ausgabe-
position, sondern die Voraussetzung dafür, dass 
staatliches Handeln überhaupt möglich ist. 
Die Berliner Steuerverwaltung leidet seit Jahren 
unter erheblichem Personalmangel, ständigen Än-
derungen im Steuerrecht sowie tiefgreifenden 
technischen und organisatorischen Veränderun-
gen. Gerade deshalb braucht es einen verlässli-
chen Dienstherrn, der sich hinter seine Beschäftig-
ten stellt. 
Leider ist dies derzeit nicht in dem Umfang der Fall, 
wie wir es uns wünschen. Die ständige Fokussie-
rung auf angebliche Privilegien, ohne die Beson-
derheiten des Beamtenverhältnisses und die Ver-
pflichtungen des Dienstherrn zu berücksichtigen, 
schadet dem Ansehen des öffentlichen Dienstes 
und fördert eher Demokratieverdruss als gesell-
schaftliche Stabilität. 
Oder einmal ganz populistisch gefragt: Wenn der 
öffentliche Dienst ein solches Schlaraffenland ist – 
warum haben wir dann seit Jahren so große Prob-
leme, ausreichend Nachwuchskräfte zu gewinnen? 
Warum verlassen Kolleginnen und Kollegen den 
öffentlichen Dienst, wenn dort angeblich Milch und 
Honig fließen? 
Als DSTG lassen wir nicht zu, dass beamtete und 
tarifbeschäftigte Kolleginnen und Kollegen gegen-
einander ausgespielt werden. Tarifbeschäftigte lei-
ten ihre Ansprüche aus Tarifverträgen ab. Verbe-
amtete Dienstkräfte vertrauen auf ihren Dienst-
herrn – und dieses Vertrauen sollte nicht weiter 
enttäuscht werden. 
 
Liebe Grüße 
 
 
 
Oliver Thiess 
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DSTG-Bezirksgruppe im FA Schöneberg 
wählt neuen Vorstand 

 

Am 19. Februar 2026 hat die DSTG-Bezirksgruppe 
im Finanzamt Schöneberg einen neuen Vorstand 
gewählt. 

 
 
In Anwesenheit des Ehrenvorsitzenden des DSTG-
Landesverbandes Berlin, Detlef Dames, wurde die 
Kollegin Adelina Brahimaj (Foto: links) zur neuen Be-
zirksgruppenvorsitzenden gewählt. 
Ihr Vorgänger, der Kollege Martin Güntzel (Foto: un-

ten rechts), trat aus persönlichen Gründen nicht 
mehr an und wollte den Vorsitz in jüngere Hände 
legen. Im Namen der Landesleitung dankte ihm 
Detlef Dames für seine gewerkschaftliche Tätigkeit 
in der Vergangenheit und beglückwünschte die 
Kollegin Brahimaj zu ihrer Wahl. 
Im Verlauf der Bezirksgruppenversammlung gab 
Detlef Dames einen Bericht über die gewerkschaft-
liche Tätigkeit der Landesleitung ab. 
Einen großen Raum nahm dabei der TV-L-Tarifab-
schluss ein, der keinen Grund zum Jubeln gibt, 
aber auch kein Grund zur Resignation ist. 
Ausführlich ging der Ehrenvorsitzende auf den Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. 
September 2025 zur amtsangemessenen Alimen-
tation ein. Mit diesem Beschluss wurden 95 % der 
Besoldung der Jahre 2008 bis 2020 als verfas-
sungswidrig unteralimentiert eingestuft. Dames er-
läuterte die vom Bundesverfassungsgericht ge-
prüften Parameter sowie die Forderungen des Ge-
richts an die Politik. 
Die Politik hat bis Ende März 2027 folgende Haus-
aufgaben zu erledigen: Die Erstellung eines Repa-
raturgesetzes für die Jahre 2008 bis 2020 sowie 
die Ausarbeitung eines verfassungskonformen Be-
soldungsgesetzes ab dem 1. Januar 2027. 

 
1 https://kurzlinks.de/468p 

 
Weiterhin ging Dames auf Themen wie die Einbe-
ziehung der Beamten in die „Aktivrente“, die Umor-
ganisation der Finanzämter und die Neugestaltung 
des DSTG-Magazins ein. 
Am Ende der Versammlung wünschte Dames der 
neuen Bezirksgruppenvorsitzenden Brahimaj eine 
glückliche Hand bei allen ihren Entscheidungen 
und versicherte ihr die Unterstützung der Landes-
leitung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 
 

DSTG Berlin reagiert auf Äußerungen 
des Finanzsenators 

 

Die öffentlichen Äußerungen des Berliner Finanz-
senators Stefan Evers zur amtsangemessenen Ali-
mentation und zum Berufsbeamtentum haben in 
den vergangenen Wochen für zahlreiche Diskussi-
onen innerhalb der Berliner Verwaltung gesorgt. 
Die DSTG Berlin hat dies zum Anlass genommen, 
ihre Position in einer ausführlichen Pressemittei-
lung darzulegen. 
Im Mittelpunkt der Kritik stehen insbesondere die 
Signale, die von den Äußerungen des Senators an 
die Beschäftigten ausgehen. Viele Kolleginnen und 
Kollegen empfinden die Diskussion über mögliche 
Nachzahlungen und die Bewertung der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts als belas-
tend. Gerade in einer Zeit, in der die Berliner Ver-
waltung mit Personalmangel und steigenden An-
forderungen konfrontiert ist, sind Vertrauen und 
Wertschätzung wichtige Voraussetzungen für Mo-
tivation und Leistungsbereitschaft. 
Die DSTG Berlin macht deshalb deutlich, dass eine 
moderne Verwaltung nicht allein durch Reformen 
und Sparmaßnahmen erfolgreich sein kann. 
Ebenso wichtig sind Verlässlichkeit des Dienst-
herrn, ein respektvoller Umgang mit den Beschäf-
tigten sowie die Anerkennung ihrer täglichen Leis-
tungen. 
In ihrer Pressemitteilung1 weist die DSTG außer-
dem darauf hin, dass die Beschäftigten der Berliner 
Finanzverwaltung in den vergangenen Jahren er-
hebliche Beiträge zur Haushaltskonsolidierung ge-
leistet haben und ihre Aufgaben trotz hoher Belas-
tungen engagiert erfüllen. Umso wichtiger sei es, 
den öffentlichen Dienst nicht durch missverständli-
che Aussagen zusätzlich zu verunsichern. 
Die vollständige Stellungnahme der DSTG Berlin 
mit den ausführlichen Ausführungen des Landes-
vorsitzenden Oliver Thiess finden Sie in unserer 
Pressemitteilung. 
 

https://dstg-berlin.de/wp-content/uploads/2026/06/Pressemitteilung_Angriff-auf-Vertrauen-und-Motivation-der-Besch-.pdf
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Der Vaterschaftsurlaub 

Vorlage aus der EU – keine Umsetzung 
in deutsches Recht 

 
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollte mit 
der EU-Richtlinie 1158/2019 gestärkt werden. Hier-
bei sollte es unter anderem auch dem Vater bzw. 
gleichgestellten zweiten Elternteilen ermöglicht 
werden, anlässlich der Geburt eines Kindes eine 
Arbeitsfreistellung von zehn Arbeitstagen zu bean-
tragen. 
Diese Regelung müsste in nationales Recht umge-
setzt werden, damit auch in Deutschland Vater-
schaftsurlaub beantragt werden könnte. Dies ist je-
doch bis zum heutigen Tag nicht erfolgt und ist der-
zeit auch nicht beabsichtigt. Die Bundesregierung 
als Gesetzgeber sieht hierfür keine Notwendigkeit, 
weil mit der Gewährung von Elternzeit und Eltern-
geld die EU-Richtlinie 1158/2019 bereits erfüllt, 
wenn nicht sogar übererfüllt sei. 
Um diese Frage zu klären, verbleibt somit nur der 
Weg über die Gerichte. 
In mehreren erstinstanzlichen Urteilen wurden 
beide Rechtsauffassungen bestätigt, sodass nun-
mehr in verschiedenen Bundesländern die Ober-
verwaltungsgerichte zur Entscheidung aufgerufen 
sind. Ob anschließend der Weg zum Bundesver-
waltungsgericht beschritten wird, bleibt abzuwar-
ten. 
Leider hat die Senatsverwaltung für Finanzen in-
zwischen in mehreren Fällen die Anträge auf Va-
terschaftsurlaub abgelehnt und auch die Wider-
sprüche zurückgewiesen. 
Ein Ruhen der Verfahren bis zu einer endgültigen 
gerichtlichen Entscheidung wurde ebenfalls abge-
lehnt. 
Dies bedeutet in der Konsequenz, dass jeder Ein-
zelne nunmehr Klage erheben müsste. 
Der dbb hat bereits in mehreren Fällen Klage 
beim Verwaltungsgericht Berlin erhoben und 
gleichzeitig im Wege eines Eilantrags die Aus-
setzung der Verfahren bis zur endgültigen Ent-
scheidung der Oberverwaltungsgerichte bean-
tragt. 
Ob diesem Antrag stattgegeben wird, bleibt abzu-
warten. Bis dahin gilt jedoch, dass jeder Einzelne 
Klage vor dem Verwaltungsgericht Berlin erheben 
müsste, um seine Ansprüche durchzusetzen. 
Den Kolleginnen und Kollegen werden hier als 
„junge Väter/gleichgestellte Elternteile“ zusätzliche 
Kosten aufgebürdet, die so nicht notwendig wären. 
Möglicherweise ist jedoch genau dies die Strategie  
 

 
der Senatsverwaltung, um von Klagen abzuschre-
cken. 
Wir halten dieses Verhalten der Senatsverwaltung 
für unseriös und fragwürdig. 
Wir werden Euch umgehend informieren, sobald 
die Entscheidungen über die Eilanträge vorliegen. 
 
 

Dienstrechtsreform II: DSTG Berlin  
begrüßt wichtige Änderungen 

 
Der Berliner Senat hat einen Entwurf für das Ge-
setz zur Errichtung des Landesverwaltungsam-
tes Berlin sowie zur Änderung des Landesbe-
amtengesetzes und weiterer Vorschriften 
(Dienstrechtsreform II) vorgelegt. Von den ge-
planten Änderungen ist auch die Berliner Finanz-
verwaltung betroffen. Die DSTG Berlin und der dbb 
berlin haben hierzu im Mai 2026 eine gemeinsame 
Stellungnahme abgegeben. 
Besonders positiv bewerten wir die geplante Ände-
rung des § 8 Absatz 2 Landesbeamtengesetz. 
Künftig soll die amtsärztliche Untersuchung vor der 
Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
grundsätzlich nicht mehr verpflichtend sein, son-
dern im Ermessen der Dienstbehörde stehen. Aus-
genommen bleiben Laufbahnen mit besonderen 
gesundheitlichen Anforderungen, etwa bei Polizei, 
Feuerwehr oder Justizvollzug. 
Diese Neuregelung entspricht einer langjährigen 
Forderung des dbb berlin und der DSTG Berlin. Sie 
entlastet die Amtsärzte und erleichtert qualifizier-
ten Nachwuchskräften den Einstieg in den Vorbe-
reitungsdienst. Die gesundheitliche Eignung wird 
weiterhin vor der Übernahme in das Beamtenver-
hältnis auf Probe überprüft. Damit bleibt die Quali-
tät des öffentlichen Dienstes gewahrt, während un-
nötige Doppeluntersuchungen vermieden werden. 
Ebenfalls begrüßen DSTG Berlin und dbb berlin 
die vorgesehenen Änderungen im Beihilferecht. 
Künftig sollen notwendige Anpassungen der Bei-
hilfe im Wege von Vorgriffsregelungen schneller 
umgesetzt werden können. Dieses Verfahren hat 
sich beim Bund bereits bewährt und sorgt dafür, 
dass berechtigte Leistungsverbesserungen zeit-
nah wirksam werden, bevor sie anschließend in 
der Beihilfeverordnung nachvollzogen werden. 
Die DSTG Berlin wird das weitere Gesetzgebungs-
verfahren aufmerksam begleiten und sich weiterhin 
für praxisgerechte und beschäftigtenfreundliche 
Regelungen einsetzen. 
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Gemeinsam stärker: Austausch der 
neuen Bundesländer in Wernigerode 

 
Im wunderschönen Wernigerode im Harz fand vom 
13. bis 15. März 2026 die Sitzung der neuen Bun-
desländer statt. Ziel dieser Treffen ist ein länder-
übergreifender Austausch, um Denkanstöße für 
Forderungen gegenüber dem Dienstherrn zu erhal-
ten. Für die DSTG Berlin nahm Lisa Lebrecht an 
der Tagung teil. 
Folgende Themen wurden besprochen: 

• Gewerkschaftsarbeit der Zukunft: Ge-
werkschaften leben von ihren Mitgliedern. 
Daher ist es essenziell, neue Mitglieder zu 
gewinnen und bestehende Mitgliedschaften 
zu erhalten. 

• Zusammenarbeit der Landesgewerk-
schaften mit der DSTG Bund und dem 
Dachverband dbb. 

• Finanzverwaltung der Zukunft: Wie sehen 
die Finanzverwaltungen in den einzelnen 
Bundesländern künftig aus und inwieweit 
werden die Gewerkschaften sowie die Be-
schäftigten in diesen Prozess einbezogen? 
Hier überrascht es nicht, dass viele Landes-
verwaltungen den Einsatz von Künstlicher 
Intelligenz (KI) diskutieren. 

• Amtsangemessene Alimentation: Auch 
Beschäftigte anderer Bundesländer klagen 
gegen ihre Alimentation. Das Urteil zur Ber-
liner Besoldung der Beamtinnen und Beam-
ten war daher ein großes Gesprächsthema. 

• Ausbildung und Studium: Wie hoch sind 
die Einstellungszahlen? Wie laufen die Be-
werbungsverfahren ab? Insbesondere 
wurde darüber diskutiert, wie geeignete Be-
werberinnen und Bewerber gewonnen und 
die Attraktivität von Ausbildung und Studium 
gesteigert werden kann. Hier wurden viele 
unterschiedliche Ansätze vorgestellt – von 
Notebooks für Anwärterinnen und Anwärter 
über die Zusage, im Ausbildungsfinanzamt 
bleiben zu können, bis hin zu iPads und An-
wärtersonderzuschlägen. 

• Projekt „AMSEL“ in Thüringen: Vorge-
stellt wurde das Projekt „AMSEL“. Dabei 
handelt es sich um eine vorausgefüllte Steu-
ererklärung, bei der das System anhand der 
elektronisch vorliegenden Daten (eDaten) 
den Steuerpflichtigen einen Festsetzungs-
vorschlag unterbreitet und um Zustimmung 
zur Festsetzung bittet. 

 

 
• Dienstpostenbewertung sowie Stellen-

bündelungen. 
• Alternierende Telearbeit, die in unter-

schiedlichem Umfang in allen Bundeslän-
dern möglich ist. 

• Reisekostenvergütungen für die Beschäf-
tigten, insbesondere im Außendienst. 

Begleitet wurde die Tagung von einer Schlossbe-
sichtigung und einer Stadtführung. Darüber hinaus 
bot sie viel Gelegenheit für den weiteren Aus-
tausch zu aktuellen gewerkschaftlichen Themen. 
 

Besoldungsanpassung beschlossen  
 

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat die Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung für die Jahre 
2026 und 2027 beschlossen. Davon profitieren Be-
amtinnen und Beamte, Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger. 
 

Zum 1. April 2026 steigen die Grundgehälter, 
Amts- und Stellenzulagen sowie der Familienzu-
schlag für das erste und zweite Kind um 3,8 Pro-
zent. Anwärterinnen und Anwärter erhalten dafür 
90 Euro monatlich mehr. Zum 1. März 2027 folgt 
eine weitere Erhöhung um 2 Prozent; die Anwär-
terbezüge steigen dann nochmals um 60 Euro. 
Auch die Versorgungsbezüge sowie verschiedene 
Zulagen werden entsprechend angepasst.  
Mit dem Gesetz setzt Berlin die Tarifeinigung für 
den TV-L für den Beamtenbereich um. Das Gesetz 
ist nach seiner Verkündung im Gesetz-und Verord-
nungsblatt in Kraft getreten.  
Die Besoldungserhöhung wird zum 1. August 2026 
rückwirkend umgesetzt. 
Achtung: Diese Besoldungsanpassung stellt nicht 
die Umsetzung der amtsangemessenen Alimenta-
tion dar. 

 
JAV-Schulung: Erfolgreicher Start für 
die neuen Jugend- und Auszubilden-

denvertretungen 
 

Am 18. und 19. Juni 2026 konnten Kim Flader und 
Anne Horak aus der Landesjugendleitung die ers-
ten neu gewählten Jugend- und Auszubildenden-
vertreterinnen und -vertreter in die Welt des Perso-
nalvertretungsrechts einführen. 
An zwei intensiven Schulungstagen wurden die 
Grundlagen der Arbeit in der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung vermittelt. Neben den rechtli-
chen Rahmenbedingungen standen insbesondere 
die praktischen Aufgaben und Rechte einer JAV im  
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Mittelpunkt. Durch zahlreiche Fallbeispiele, Grup-
penarbeiten und den gemeinsamen Austausch 
konnten die Teilnehmenden das Gelernte direkt 
anwenden und wertvolle Erfahrungen sammeln. 
Darüber hinaus erhielten die neuen JAV-Mitglieder 
hilfreiche Tipps für die Zusammenarbeit mit den 
Personalvertretungen, den Dienststellen sowie den 
Auszubildenden und Nachwuchskräften in ihren 
Behörden. Auch der Erfahrungsaustausch unterei-
nander kam nicht zu kurz und bot die Gelegenheit, 
erste Kontakte zu knüpfen und sich behördenüber-
greifend zu vernetzen. 
Die positive Resonanz zeigte, wie wichtig eine fun-
dierte Vorbereitung auf das neue Ehrenamt ist. 

Eine Teilnehmerin brachte es treffend auf den 
Punkt: „Jetzt fühle ich mich gut vorbereitet!“ 
Wir wünschen allen neu gewählten Jugend- und 
Auszubildendenvertreterinnen und -vertretern viel 
Erfolg, Freude und eine glückliche Hand bei ihrer 
wichtigen Aufgabe. Die Landesjugendleitung steht 
ihnen dabei auch künftig als Ansprechpartnerin 
und Unterstützerin zur Seite. 
 

Steuerstaat und Demokratie: Neues  
Positionspapier der DSTG Bund 

 

Die DSTG Bund hat ein neues Positionspapier ver-
öffentlicht, das die besondere Verantwortung der 
Steuerverwaltung für den demokratischen Rechts-
staat hervorhebt. 
Tag für Tag sorgen die Beschäftigten der Finanz-
verwaltung dafür, dass der Staat handlungsfähig 
bleibt. Mit ihrer Arbeit schaffen sie die finanzielle 
Grundlage für Bildung, Sicherheit, Justiz und Infra-
struktur. Steuern sind damit das Fundament unse-
res Gemeinwesens. 
Das Positionspapier betont die besondere fachli-
che und verfassungsrechtliche Verantwortung den 
Beschäftigten. Neutralität im Amt bedeutet Unpar- 

 
2 www.dstg-berlin.de/positionierung 

 
teilichkeit gegenüber politischen Parteien – nicht 
Gleichgültigkeit gegenüber Angriffen auf die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung. Die DSTG 
bekennt sich ausdrücklich zum Grundgesetz, zur 
Gewaltenteilung und zur Unabhängigkeit von Jus-
tiz und freier Presse. Gleichzeitig fordert sie eine 
personell gut ausgestattete und moderne Steuer-
verwaltung, um Steuergerechtigkeit und das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bürger dauerhaft zu si-
chern. Das Positionspapier2 „Der Steuerstaat ist 
Demokratie – und wir sind sein Fundament“ steht 
zum Download bereit. 
 

Therapeutenwechsel: Neues Antrags-
verfahren erforderlich 

 

Psychotherapeutische Behandlungen sind grund-
sätzlich beihilfefähig. Voraussetzung ist jedoch, 
dass die Beihilfestelle die Therapie vor Beginn an-
erkennt. Dafür muss die medizinische Notwendig-
keit im Rahmen eines Gutachterverfahrens festge-
stellt werden. 
Wichtig für Betroffene: Ein Wechsel der Thera-
peutin oder des Therapeuten ist zwar grund-
sätzlich möglich, erfordert jedoch immer ein 
neues Antragsverfahren. Die bisherige Geneh-
migung gilt nicht automatisch für die neue Be-
handlung. 
Das bedeutet: Vor der Fortsetzung der Therapie 
mit einer anderen Therapeutin oder einem anderen 
Therapeuten muss erneut ein Antrag auf Anerken-
nung der Beihilfefähigkeit gestellt werden. Hierfür 
sind die vorgesehenen Formulare zu verwenden; 
ein formloser Antrag ist nicht ausreichend. Die 
neue Therapeutin oder der neue Therapeut erstellt 
einen Bericht für die Gutachterin oder den Gutach-
ter. Anschließend prüft die Beihilfestelle die Unter-
lagen und entscheidet über die Anerkennung der 
Behandlung. Wird der Antrag abgelehnt, kann die 
beihilfeberechtigte Person Widerspruch einlegen. 
In diesem Fall kann ein Zweitgutachten eingeholt 
werden. Die Kosten für die von der Beihilfestelle 
beauftragten Gutachten und Zweitgutachten trägt 
die Beihilfestelle. 
Unser Rat: Wer einen Therapeutenwechsel plant, 
sollte sich frühzeitig mit der Beihilfestelle in Verbin-
dung setzen und das neue Antragsverfahren recht-
zeitig einleiten. So lassen sich Unterbrechungen 
der Therapie möglichst vermeiden. 
Alle weiteren Erläuterungen und Formblätter sind 
auf den Seiten des Landesverwaltungsamtes zu 
finden. 

https://www.dstg.de/positionierung/
file:///C:/Users/sandr/Downloads/informationsblatt-psycho-anerkennungsverfahren.pdf
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Starke Frauen, starke Geschichte:  

Erfolgreicher frauenpolitischer  
Spaziergang der DSTG Berlin 

 

Am 2. Juni 2026 verwandelte die DSTG-Landes-
frauenvertretung Berlin die historische Mitte der 
Hauptstadt in eine Bühne für gewerkschaftlichen 
Austausch und weibliche Erfolgsgeschichten. Bei 
bestem Sommerwetter folgten 16 engagierte Kol-
legInnen einer Route voller Entdeckungen, die von 
der Weltzeitkugel am Alexanderplatz über das 
Rote Rathaus, die Humboldt-Universität bis zu den 
geschichtsträchtigen Hackeschen Höfen führte. 

 
Auf den Spuren weiblicher Pionierinnen 
Der Spaziergang war weit mehr als nur Sightsee-
ing – er war eine Reise zu den Meilensteinen un-
serer heutigen Rechte. Unterwegs gingen die Teil-
nehmerinnen spannenden Fragen auf den Grund: 

• Hätten Sie es gewusst? Wo genau befin-
det sich die versunkene Bibliothek und wel-
che Mahnung steckt hinter ihr? 

• Wegbereiterinnen der Bildung: Dass wir 
heute selbstverständlich studieren und aka-
demische Berufe ergreifen können, verdan-
ken wir Vorkämpferinnen wie Anita 
Augspurg (1857–1943) – und Spitzenfor-
scherinnen wie Lise Meitner, die an der Ber-
liner Universität als erste Physikprofessorin 
Wissenschaftsgeschichte schrieb. 

• Mythos und Wahrheit: Was hat es wirklich 
mit dem Begriff der „Trümmerfrauen“ auf 
sich und wo steht ein Denkmal zu ihren Eh-
ren? 
 

Wissen tanken, Netzwerke stärken 
Die Resonanz war eindeutig: Die Aktion bot den 
Frauen eine perfekte Plattform, um Neues zu er-
fahren, Vergessenes wiederzuentdecken und sich 
intensiv über aktuelle gewerkschaftliche Themen 
auszutauschen. Neben der inhaltlichen Arbeit 
stand der Aufbau eines starken, behördenübergrei-
fenden Netzwerks im Fokus. 
 

 
Um die Energiereserven auf der kilometerlangen, 
inhaltsreichen Strecke hochzuhalten, gab es für die 
Teilnehmerinnen zwischendurch eine süße Stär-
kung in Form von Energiebällchen. Den gebühren-
den Abschluss fand die Veranstaltung bei ent-
spannten Gesprächen und kühlen Getränken in ei-
nem Restaurant in den Hackeschen Höfen. 
 

Fortsetzung folgt – Machen Sie mit! 
Sie haben diese Tour verpasst? Keine Sorge! Auf-
grund des großen Erfolgs und der enormen Nach-
frage ist eine Wiederholung im nächsten Jahr be-
reits fest eingeplant. 
Und es geht noch schneller weiter: Für den Spät-
sommer planen wir bereits eine Fortsetzung der 
gelungenen Veranstaltung – dieses Mal führt uns 
der Weg durch den Berliner Westen! Den genauen 
Termin erfahren Sie in Kürze hier. 
 

Ihre Stimme zählt! 
Wir, die Landes-
frauen, sind für Sie 
da. Haben Sie Anre-
gungen oder Fra-
gen oder gibt es ak-
tuelle Probleme und 
Auffälligkeiten in Ih-
ren Ämtern, die wir 
politisch oder ge-
werkschaftlich an-
packen sollten? 
Melden Sie sich bei 
uns! 

 

Herzliche Grüße 
Dörte Rothe, DSTG-Landesfrauenvertretung Ber-
lin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hinweis in eigener Sache: 
 

Die Umbenennung der Kluckstr. in Anita-Augspurg-
Str. ist aufgrund eines laufenden Widerspruchsver-
fahrens ausgesetzt. Die DSTG Berlin ist bis auf wei-
teres noch unter Kluckstraße 8, 10785 Berlin zu er-
reichen. 
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